
Für die Profitmedizin waren die Polikliniken der 
DDR eine Gefahr. Sie hätten, zum Wohle der Pa-
tienten, den Standesmedizinern des Westens 

eine ernstzunehmende Konkurrenz sein 
können. Was hätte das DDR-Gesundheits-
wesen in seiner durchdachten Struktur 
erreichen können, wenn dahinter eine 
ausreichende Wirtschaftskraft gestanden 
hätte …

In der DDR hatte Gesundheit seit 
1968 Verfassungsrang. Jeder Bürger 
konnte sich auf das individuelle und 
gesellschaftliche Grundrecht sozialer 
Sicherheit im Falle von Krankheit, Un-
fall, Invalidität und im Alter berufen. 
Der absolut überwiegende Teil der 
Ärzteschaft und des medizinischen Personals war im 
staatlichen Gesundheitswesen angestellt und Mit-
glied in einer eigenen 
Gewerkschaft. 
Das Arzt-Patienten-
Verhältnis war frei von 
kommerziellen Inte-
ressen und Zwängen. 
Ärztliche Entschei-
dungen konnten aus-
schließlich nach medi-
zinischer oder sozialer 
Indikation getroffen 
werden. Der staatliche 
Charakter ermöglichte 
eine planmäßige, vor 
allem alle Landesteile gleichmäßig umfassende Ent-
wicklung des Gesundheitswesens und, zunehmend, 
eine Orientierung auf prophylaktische Leistungen.

Gesundheitswirtschaft
versus

Gesundheitswesen 

Im Rahmen des Ärztestreiks gegen die Krankenkassen stellen Berliner Ärzte am 01.12.1923 die 
Versorgung auf Krankenschein ein und verlangen Barzahlung. Den Krankenkassen oblag in der Wei-
marer Republik die Sicherstellung der ambulanten Versorgung. Die Kassen reagieren mit der Er-
richtung eigener Behandlungsstätten mit kassenangestellten Ärzten. Diese Ambulatorien hielten 
die kostenfreie Behandlung aufrecht und verknüpften diese Einrichtungen mit der alten sozialre-
formerischen Idee der Poliklinik. Die Kassen verloren den Kampf; ab 1931 obliegt die Sicherstel-
lung der ambulanten Versorgung — entschieden und geregelt per Notverordnung — einer Kas-
senärztlichen Vereinigung. Am 01.01.1934 beendet die faschistische Regierung den Betrieb der 
Ambulatorien dann vollständig und noch vor Kriegsende stellen auch die Kassen ihre Arbeit ein. 
Ihr Vermögen hatte den Krieg mitfinanziert.

Das Nachkriegselend veranlasst alle Alliierten ein einheitliches Sozialversicherungssystem für 
Deutschland zu konzipieren. Es scheitert, interessenbedingt, in der US-amerikanischen Besat-
zungszone. Das einheitliche Sozialversicherungssystem wird so nur in der Sowjetischen Besat-
zungszone eingeführt. Der SMAD-Befehl Nr. 28 vom 28.01.1947 ist die Grundlage. 
Die Besatzungsmächte unterstützten jeweils jene deutschen Kräfte, die ihrer eigenen Gesell-
schaftsordnung entsprechen — die Wege trennen sich.

In der DDR wird frühzeitig die alte po-
liklinische Idee auf den Weg gebracht, 
um fortschreitende Differenzierung 
und Spezialisierung auszugleichen. Es 
entstehen Polikliniken und Ambulato-
rien in den Städten und auf dem Lande 
sowie Schwesternstationen, um das 
Gesundheitsnetzwerk zu verdichten. 
Zugleich wird eine Einheit von ambu-
lanter und stationärer Betreuung be-
gründet. Für das einheitliche Sozialver-
sicherungsystem wird am 08.11.1950 
in der DDR das erste Gesundheitsmi-
nisterium in der deutschen Geschichte 
geschaffen. Es steht unter der Leitung 
eines CDU-Politikers.

Aus „Neues Deutschland“
11.08.1961

In der BRD werden die Grundlagen des historisch 
überkommenen Gesundheitswesen im Wesentlichen 
wieder hergestellt, die gegliederte Krankenversiche-
rung reaktiviert, die Trennung von ambulanter und 
stationärer Versorgung bekräftigt und die ärztliche 
Selbstverwaltung in überkommenen Standesorga-
nisationen festgeschrieben. Die Reichsärztekammer 
und die Kassenärztliche Vereinigung, per Alliierten-
dekret eigentlich aufgelöst, setzen ihre Arbeit nahe-
zu nahtlos fort.

Aus „Neues Deutschland“
22.01.1973

In der BRD kann Gesundheitspolitik im Wesentlichen nur auf die gegliederte gesetzliche Kranken-
versicherung Einfluss nehmen, d.h. auf den Kreis der Versicherten und seine Selbstverwaltungs-
struktur, die Bemessungsgrenzen und Beitragshöhen, vor allem aber die Steuerung der Ausgaben. 
In der kapitalistischen Rechtsordnung ist Gesundheitspolitik der Kompromiss zwischen den Inte-
ressen der medizinischen Leistungserbringer und den Kassen auf dem Gesundheitsmarkt. Der öf-
fentliche Gesundheitsdienst (staatliche Behörden, Gesundheitsämter) wurde von den ärztlichen 
Standesorganisationen inzwischen weitgehend auf Verwaltungsaufgaben zurückgedrängt.

Aus „Tribüne“
24.12.1971

Aus „Unsere Zeit“
11.06.1970

Aus „Die Welt“
26.10.1973

Aus „Neues Deutschland“
01.10.1976

Aus „Neues Deutschland“
21.01.1987

1989 gab es in der DDR: 
•	 626 Polikliniken mit jeweils vier und mehr Fachrichtungen, 		
	 darunter 151 in Betrieben und 138 in organisatorischer 			 
	 Vereinigung mit Krankenhäusern,
•	 1 020 Ambulatorien, zu denen bis zu drei Fachrichtungen 			
	 gehörten, darunter 364 in Betrieben und 433 auf dem Lande,
•	 1 635 staatliche Arztpraxen und 912 staatliche						    
	 Zahnarztpraxen,
•	 312 Ärzte und 477 Zahnärzte in privater Niederlassung,
•	 838 Schwangerenberatungsstellen mit 800 Fachärzten für 		
	 Gynäkologie und Geburtshilfe sowie mit 1 000 Hebammen 		
	 und Geburtshelferinnen,
•	 9 479 Mütterberatungsstellen, in denen Kinder bis zu drei 		
	 Jahren 	präventiv betreut 	wurden,
•	 7 000 Gemeindeschwestern, die in 5 585 staatlichen und 			 
	 124 Gemeindeschwesternstationen der Diakonie und Caritas 		
	 beschäftigt waren.

In Deutschland wurde mit dem Einigungsvertrag dieses System 
zerschlagen. Der Macht der 1931 zwangsweise durchgesetzten, 
einheitlich vorgehenden Kassenärztlichen Vereinigung treten 
zersplitterte Krankenkassen gegenüber. Den Kassen kann die 
Kassenärztliche Vereinigung und die Pharmaindustrie eine Art 
Monopolpreis diktieren.

Aus „Frankfurter Allgemeine Zeitung“
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Aus „Neues Deutschland“
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